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197/22 – Kreis Coesfeld

Bekanntmachung gemäß § 21a der 9. Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über das Genehmigungsverfahren – 
9. BImSchV) zur Errichtung und zum Betrieb von zwei 
Anlagen zur Nutzung von Windenergie in Coesfeld-
Stevede

Der Landrat des Kreises Coesfeld, Friedrich-Ebert-Str. 7, 
48653 Coesfeld, hat der Windpark GmbH & Co. Coesfeld-
Stevede KG, Dreekamp 5, 26605 Aurich, mit Datum vom 
07.12.2022 eine Genehmigung mit folgendem verfügenden 
Teil erteilt:

„Hiermit wird Ihnen auf Ihren Antrag vom 04.12.2018 die Ge-
nehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von zwei geneh-
migungspflichtigen Anlagen zur Nutzung von Windenergie 
am Standort 48653 Coesfeld-Stevede erteilt.
Die Maßnahme darf auf den Grundstücken in Coesfeld, Kreis 
Coesfeld, Gemarkung Coesfeld-Kirchspiel, Flur 9, Flurstück 
38 (WEA 1) und Flurstück 41 (WEA 2) durchgeführt werden.“

Eingeschlossene Entscheidungen:
-	 Baugenehmigung gemäß Landesbauordnung Nordrhein-

Westfalen

Der Genehmigungsbescheid ist unter Nebenbestimmungen 
zum Baurecht/Brandschutz, zum Abfallentsorgungsrecht 
und Bodenschutz, zum Immissionsschutz, Gewässerschutz, 
zur Flugsicherung, zum Landschafts-, Natur- und Arten-
schutz, zum Arbeitsschutz und zum Netz- und Richtfunkstre-
ckenbetrieb ergangen.

Es wird hiermit bekannt gegeben, dass eine Ausfertigung 
des Genehmigungsbescheides vom 07.12.2022 einschließ-
lich der zusammenfassenden Darstellung und Bewertung 
der Umweltauswirkungen in der Zeit vom 02.01.2023 bis 
einschließlich 15.01.2023 während der Dienststunden an 
folgenden Stellen ausliegt:

1.	 Stadtverwaltung Coesfeld, Bürgerbüro, Zimmer 1, 
	 Markt 8, 48653 Coesfeld;
	 Öffnungszeiten Bürgerbüro:
	 Montag bis Freitag 	 8:00 – 12:30 Uhr und 
			   14:00 – 18:00 Uhr
	 Samstag 	 10:00 – 12:00 Uhr

2.	 Kreisverwaltung Coesfeld, Abt. 70-Umwelt, Raum 218, 
Friedrich-Ebert-Str. 7, 48653 Coesfeld.

Daneben besteht die Möglichkeit, den Genehmigungsbe-
scheid im oben genannten Zeitraum einzusehen unter der 
Adresse https://www.kreis-coesfeld.de/themen-projekte/
umwelt-natur/bekanntmachungen.html. Die Entscheidung 

wird zudem über das zentrale UVP-Portal des Landes NRW 
unter https://www.uvp-verbund.de/nw bekannt gemacht.

Rechtsmittelbelehrung:
Gegen diesen Genehmigungsbescheid kann innerhalb 
eines Monats nach Ablauf der Auslegungsfrist Klage beim 
Oberverwaltungsgericht Münster, Aegidiikirchplatz 5, 48143 
Münster oder Postfach 6309, 48033 Münster erhoben wer-
den.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch ge-
genüber Dritten, die keine Einwendungen erhoben haben, 
als zugestellt.

Coesfeld, den 12.12.2022

Kreis Coesfeld
Der Landrat
70.1-2018/1081
Im Auftrag
gez. Geburek

198/22 - Kreis Coesfeld

Bekanntmachung gemäß § 10 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) und § 19 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zur Errich-
tung und zum Betrieb von drei Windenergieanlagen auf 
Grundstücken Gemarkung Darfeld

Die Windenergie Oberdarfeld GmbH & Co. KG in Gr., Hö-
ven 35, 48720 Rosendahl, hat mit Antrag vom 23.09.2022 
eine Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von 
drei Windenergieanlagen der Firma GE Typ 6.0-164 mit ei-
ner Nennleistung von 6,0 Megawatt, einer Nabenhöhe von 
167m und einer Gesamthöhe von 249 m auf den Grundstü-
cken Gemarkung Darfeld, Flur 15, Flurstück 154 (WEA 1), 
Flur 14, Flurstücke 603, 697 (WEA 2), Flur 14, Flurstück 152 
(WEA 3) beantragt. 

Das beantragte Vorhaben bedarf einer Genehmigung ge-
mäß den Vorschriften der 4. Verordnung zur Durchführung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen) und des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (BImSchG). 

Für das Vorhaben wird auf Antrag der Antragstellerin nach 
§ 7 Absatz 3 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) eine Umweltverträglichkeitsprüfung durch-
geführt. Ein entsprechender UVP-Bericht wurde vorgelegt.

https://www.kreis-coesfeld.de/themen-projekte/umwelt-natur/bekanntmachungen.html
https://www.kreis-coesfeld.de/themen-projekte/umwelt-natur/bekanntmachungen.html
https://www.uvp-verbund.de/nw
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Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 BImSchG in Ver-
bindung mit §§ 8 und 9 der Verordnung über das Geneh-
migungsverfahren (9. BImSchV) und § 19 UVPG öffentlich 
bekannt gemacht. 

Die drei Anlagen sollen im Jahr 2024 in Betrieb genommen 
werden, sofern die Genehmigung für die Errichtung und den 
Betrieb erteilt wird.

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen Unter-
lagen und Gutachten einschließlich der Umweltverträglich-
keitsuntersuchung (UVP-Bericht) liegen nach der Bekannt-
machung einen Monat – vom 09.01.2023 bis einschließlich 
08.02.2023 – während der allgemeinen Dienststunden zur 
Einsicht bei folgenden Behörden aus:

1.	 Gemeinde Rosendahl, Raum 127, Hauptstraße 30, 
48720 Rosendahl;

2.	 Stadt Billerbeck, Foyer, Markt 1, 48727 Billerbeck

3.	 Kreisverwaltung Coesfeld, Abt. 70-Umwelt, Raum 218, 
Friedrich-Ebert-Str. 7, 48653 Coesfeld.

Die ausgelegten Antragsunterlagen enthalten folgende ent-
scheidungserhebliche Unterlagen über die Umweltauswir-
kungen des Vorhabens: 

-	 Schattenwurfprognose, planGIS, September 2022, 
Rev. 02

-	 Schallimmissionsprognose, planGIS, September 2022, 
Rev. 01

-	 Baugrunduntersuchung, Schleicher & Partner, Septem-
ber 2022

-	 Gutachten zur optisch bedrängenden Wirkung, planGIS, 
September 2022, Rev. 01

-	 Gutachten zur Standorteignung/Turbulenzgutachten, 
TÜV Nord, Oktober 2022

-	 Landschaftspflegerischer Begleiplan mit Antrag LSG-
Befreiung, ökon, September 2022

-	 Ersatzgeldermittlung Landschaftbild, ökon, September 
2022

-	 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag ASP II_AFB, ökon, 
September 2022

-	 Umweltverträglichkeitsprüfung mit Abgrenzung Wind-
farm, ökon, September 2022

-	 Nichttechnische Zusammenfassung, ökon, September 
2022

-	 Maßnahmendatenblätter
-	 Studie zur Vereinbarkeit mit den Schutzzielen und –zwe-

cken des Landschaftsschutzgebietes „Darfeld“ ecoda, 
Oktober 2021

-	 Stellungnahme 01 Landschaftsschutz, ökon, Juni 2020
-	 Stellunganhme 02 Landschaftsschutz, ökon, November 

2021
- 	 usw.

Der UVP-Bericht und die oben genannten Unterlagen sind 
auf der Homepage der Kreisverwaltung Coesfeld unter 
www.kreis-coesfeld.de unter „Aktuelles“ – „Bekanntma-
chung Umwelt“ zugänglich gemacht. Das Vorhaben wird 
zudem über das zentrale UVP-Portal des Landes NRW un-
ter www.uvp-verbund.de unter dem Suchbegriff „WP Ober-
darfeld“ bekannt gemacht.

Einwendungen gegen das Vorhaben können vom 09.01.2023 
bis einschließlich 08.03.2023 bei den vorgenannten Behör-
den schriftlich und bei der Kreisverwaltung Coesfeld gemäß 
§ 3a Verwaltungsverfahrensgesetz NRW auch elektronisch 
unter dem Betreff „Einwendung WP Oberdarfeld“ vorge-
bracht werden (immissionsschutz@kreis-coesfeld.de), wei-
tere Informationen finden Sie hierzu unter www.kreis-coes-
feld.de/elektronische-kommunikation.html).

Die Einwendungen sollen die volle leserliche Anschrift (in 
Blockschrift) des Einwenders tragen. 
Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren 
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonde-
ren privatrechtlichen Titeln beruhen (Präklusionswirkung). 
Dies gilt nicht für ein sich anschließendes Gerichtsverfahren.

Die Einwendungsschreiben werden an den Antragsteller 
sowie an die am Verfahren beteiligten Behörden, deren 
Aufgabenbereich von Einwendungen berührt wird, zur Stel-
lungnahme weitergegeben. Auf Verlangen des Einwenders 
werden dabei Name und Anschrift unkenntlich gemacht, 
soweit die Angaben nicht zur Beurteilung des Inhaltes der 
Einwendung erforderlich sind.

Sofern Einwendungen erhoben werden, werden diese ge-
mäß § 10 Absatz 4 Nr. 3 und Absatz 6 BImSchG – auch bei 
Ausbleiben der Antragsteller oder von Personen, die fristge-
recht Einwendungen erhoben haben – in einem besonderen 
Erörterungstermin erörtert. 

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 20.04.2023, 
ab 09:00 Uhr, im Sitzungssaal der Gemeinde Rosendahl, 
Hauptstraße 30, 48720 Rosendahl. Die Erörterung kann bei 
Bedarf fortgesetzt werden. 

Sollte der Termin nicht oder an einem anderen Termin statt-
finden, wird dies rechtzeitig vorher öffentlich bekannt ge-
macht.

Der Erörterungstermin ist öffentlich. Ein Recht zur Teilnahme 
haben neben den Vertretern der beteiligten Behörden der 
Antragsteller und diejenigen, die rechtzeitig bei den Ausle-
gungsstellen Einwendungen erhoben haben. Sonstige Per-
sonen können als Zuhörer am Termin teilnehmen, sofern 
genügend freie Plätze zur Verfügung stehen. 

Die Entscheidung über den Genehmigungsantrag wird allen 
Einwendern schriftlich zugestellt. Die Zustellung kann durch 
eine öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Coesfeld, den 20.12.2022

Kreis Coesfeld
Der Landrat
70.1-2022/0979
Im Auftrag
gez. Frank Geburek

199/22 - Kreis Coesfeld

Bekanntmachung gem. § 5 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung – UVPG – für die 
ökologische Verbesserung des Kleuterbachs zwischen 
Schlautmanns Mühle und Einmündung des Wevelbachs 
bei Hiddingsel 

Das Abwasserwerk der Stadt Dülmen beabsichtigt als Kom-
pensationsmaßnahme für nicht zu realisierenden Retenti-
onsraum den Kleuterbach zwischen der ehemaligen Mühle 
Schlautmann und der Einmündung des Wevelbachs ökolo-
gisch zu verbessern.

Dazu soll der Kleuterbach auf einer Länge von 350 m natur-
nah gestaltet werden.

Der naturnahe Ausbau von Bächen stellt einen Gewässer-
ausbau dar. Hierfür ist gem. § 68 Abs. 2 WHG eine Geneh-
migung erforderlich. Gem. § 5 Abs. 1 UVPG ist zu prüfen, 

https://www.kreis-coesfeld.de
http://www.uvp-verbund.de
http://www.kreis-coesfeld.de/elektronische-kommunikation.html
http://www.kreis-coesfeld.de/elektronische-kommunikation.html
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ob für dieses Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchgeführt werden muss.

Im Rahmen eines solchen Verfahrens (Screening) wurde 
festgestellt, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
erforderlich ist, da erhebliche nachteilige Umweltauswir-
kungen offensichtlich ausgeschlossen werden können.
Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht 
selbstständig anfechtbar ist (§ 5 Abs. 3 UVPG).

Coesfeld, 22.12.2022

Kreis Coesfeld
Der Landrat 
Im Auftrag
gez. Meyer

200/22 - Kreis Coesfeld

Bekanntmachung gem. § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung – UVPG – für die Her-
stellung der ökologischen Durchgängigkeit des Kleuter-
bachs bei Schloss Buldern in Dülmen-Buldern

Das Abwasserwerk der Stadt Dülmen beabsichtigt als Kom-
pensationsmaßnahme für nicht zu realisierenden Retenti-
onsraum den Kleuterbach bei Schloss Buldern in Dülmen-
Buldern ökologisch durchgängig zu gestalten.

Hierzu soll westlich des Mühlenkolks eine Fischaufstiegsan-
lage errichtet werden.

Der naturnahe Ausbau von Bächen stellt einen Gewässer-
ausbau dar. Hierfür ist gem. § 68 Abs. 2 WHG eine Geneh-
migung erforderlich. Gem. § 5 Abs. 1 UVPG ist zu prüfen, 
ob für dieses Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchgeführt werden muss.

Im Rahmen eines solchen Verfahrens (Screening) wurde 
festgestellt, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
erforderlich ist, da erhebliche nachteilige Umweltauswir-
kungen offensichtlich ausgeschlossen werden können.
Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht 
selbstständig anfechtbar ist (§ 5 Abs. 3 UVPG).

Coesfeld, 22.12.2022

Kreis Coesfeld
Der Landrat 
Im Auftrag
gez. Meyer

201/22 - Kreis Coesfeld

Benachrichtigung des Kreises Coesfeld über die Anord-
nung einer öffentlichen Zustellung gem. § 10 LZG NRW 
an Herrn Adrian Armenciu

Ein Dokument des Kreises Coesfeld vom 07.11.2022, Akten-
zeichen 238232, ist zuzustellen an Herrn Adrian Armenciu, 
zuletzt wohnhaft in Str. Feleac Nr. 6, RO-551097 Medias.

Das Dokument konnte bisher nicht zugestellt werden, weil 
eine Zustellung im Ausland nicht möglich ist oder keinen Er-
folg verspricht.

Mit Anordnung vom 16.12.2022 wurde die öffentliche Zu-
stellung durch eine Bekanntmachung angeordnet. Das Do-
kument kann eingesehen und vom Empfänger in Empfang 
genommen werden auf meiner Dienststelle in

48249 Dülmen 
Kreuzweg 27 
Abteilung 36-Straßenverkehr 
Frau Frieling 

Rechtsgrundlage für diese öffentliche Zustellung ist § 10 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landeszustellungsgesetz - LZG NRW) vom 
07.03.2006 (GV NW S.94) in der zurzeit geltenden Fassung. 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
Sofern das Dokument eine Ladung zu einem Termin enthält, 
kann dessen Versäumung Rechtsnachteile zur Folge haben.

Dülmen, den 16.12.2022 

Kreis Coesfeld 
Der Landrat 
Abteilung 36-Straßenverkehr 
Im Auftrag 
gez. Frieling 

202/22 - Kreis Coesfeld

Benachrichtigung des Kreises Coesfeld über die Anord-
nung einer öffentlichen Zustellung gem. § 10 LZG NRW 
an Herrn Patrick Nigel Vincent Firth

Ein Dokument des Kreises Coesfeld vom 15.12.2022, Ak-
tenzeichen SA LH-SP84, ist zuzustellen an Herrn Patrick 
Nigel Vincent Firth, zuletzt wohnhaft in Forsthövel-Mersch-
str. 125, 59387 Ascheberg.

Das Dokument konnte bisher nicht zugestellt werden, weil 
der Aufenthalt des Empfängers unbekannt ist. 

Mit Anordnung vom 20.12.2022 wurde die öffentliche Zu-
stellung durch eine Bekanntmachung angeordnet. Das Do-
kument kann eingesehen und vom Empfänger in Empfang 
genommen werden auf meiner Dienststelle in

48653 Coesfeld 
Friedrich-Ebert-Str. 7 
Abteilung 36 Zulassungsstelle 
Frau Pollmann 

Rechtsgrundlage für diese öffentliche Zustellung ist § 10 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landeszustellungsgesetz - LZG NRW) vom 
07.03.2006 (GV NW S.94) in der zurzeit geltenden Fassung. 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
Sofern das Dokument eine Ladung zu einem Termin enthält, 
kann dessen Versäumung Rechtsnachteile zur Folge haben.

Coesfeld, den 20.12.2022 

Kreis Coesfeld 
Der Landrat 
Abteilung 36 Zulassungsstelle 
Im Auftrag 
gez. Pollmann 
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203/22 - Stadt Dülmen

Gebührensatzung vom 09.12.2022 zur Satzung über die 
Abfallentsorgung in der Stadt Dülmen vom 22.06.2022

Auf Grund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666) in der z.Zt. gel-
tenden Fassung,

der §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG NW) vom 21.10.1969 (GV 
NW S. 712) in der zur Zeit geltenden Fassung,

des § 21 der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt 
Dülmen vom 22.06.2022, in der zur Zeit geltenden Fassung, 

hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Dülmen in 
der Sitzung am 09.12.2022 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Gebührengegenstand

Für die Inanspruchnahme der Einrichtung der städtischen 
Abfallentsorgung erhebt die Stadt Dülmen zur Deckung der 
Kosten Benutzungsgebühren.

§ 2
Gebührenpflichtige

Gebührenpflichtig ist der in den §§ 5, 21 und 22 der Satzung 
über die Abfallentsorgung in der Stadt Dülmen benannte 
Personenkreis. Dieser ist verpflichtet, der Stadt gegenüber 
die zur Gebührenfestsetzung erforderlichen Angaben zu ma-
chen. Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner.

§ 3
Höhe der Gebühren

(1) Die Höhe der Benutzungsgebühren richtet sich nach der 
Art, Größe und Anzahl der Abfallbehälter und nach der Zahl 
der Leerungen.

(2) Die Jahresgebühr beträgt:

a)	 für jedes Abfallgefäß für Restmüll mit einem
	 Fassungsvermögen von 60 l für die 4-wöchentliche 
	 Entleerung einschl. der Kosten für die
	 Gestellung des Gefäßes	
		  = 104,50 EUR;

b)	 für jedes Abfallgefäß für Restmüll mit einem 
	 Fassungsvermögen von 60 l für die 14-tägliche
	 Entleerung einschl. der Kosten für die 
	 Gestellung des Gefäßes	
		  = 168,99 EUR;

c)	 für jedes Abfallgefäß für Restmüll mit einem 
	 Fassungsvermögen von 80 l für die 4-wöchentliche
	 Entleerung einschl. der Kosten für die
	 Gestellung des Gefäßes		

	 = 125,99 EUR;

d)	 für jedes Abfallgefäß für Restmüll mit einem 
	 Fassungsvermögen von 80 l für die 14-tägliche
	 Entleerung einschl. der Kosten für die
	 Gestellung des Gefäßes	
		  = 211,99 EUR;

e)	 für jedes Abfallgefäß für Restmüll mit einem 
	 Fassungsvermögen von 120 l für die 14-tägliche
	 Entleerung einschl. der Kosten für die
	 Gestellung des Gefäßes	
		  = 297,98 EUR;

f)	 für jedes Abfallgefäß für Restmüll mit einem 
	 Fassungsvermögen von 240 l für die 14-tägliche
	 Entleerung einschl. der Kosten für die
	 Gestellung des Gefäßes	
		  = 555,97 EUR;

g)	 für jeden Container für Restmüll mit einem 
	 Fassungsvermögen von 1.100 l für die wöchentliche
	 Entleerung einschl. der Kosten für die
	 Gestellung des Containers	
		  = 4.769,68 EUR;

h)	 für jeden Container für Restmüll mit einem 
	 Fassungsvermögen von 1.100 l für die 14-tägliche
	 Entleerung einschl. der Kosten für die
	 Gestellung des Containers	
		  = 2.404,84 EUR;

i)	 für die Abfuhr von zusätzlichem Restmüll in
	 zugelassenen Kunststoffsäcken
	 je Stück	 = 5,00 EUR.
	 Die Gebühr ist durch den Kaufpreis abgegolten.	

(3) Übersteigt die Zahl der Bioabfallgefäße auf einem 
Grundstück die Zahl der Restmüllgefäße, wird in den Fällen 
des Absatzes 2 Buchstabe a) bis f) für jedes zusätzlich auf-
gestellte Bioabfallgefäß eine Zusatzgebühr von 12,00 EUR 
jährlich erhoben. In den Fällen des Absatzes 2 Buchstaben 
g) und h) wird eine entsprechende Zusatzgebühr erhoben, 
wenn das Gefäßvolumen der Bioabfallgefäße das Gefäßvo-
lumen der Restabfallgefäße um mindestens 120 l übersteigt. 
Die vorstehende Regelung gilt entsprechend für Altpapier-
gefäße, die Zusatzgebühr beträgt 12,00 EUR jährlich je Ge-
fäß. Für jeden zusätzlichen 1,1 m³ Container für Altpapier 
wird eine Zusatzgebühr von 60,00 € erhoben.

Werden auf einem Grundstück, das vom Anschluss- und 
Benutzungszwang an die Biotonne befreit ist, sämtliche Bio-
abfälle ordnungsgemäß der Eigenkompostierung zugeführt, 
ermäßigt sich die Gebühr nach Absatz 2 Buchstabe a) bis h) 
um 30,00 EUR jährlich.

(4) Eine Gebühr in Höhe von 25,00 EUR wird für Gefäße 
mit 60 l bis 240 l Fassungsvermögen sowie 44,50 EUR für 
Gefäße mit 1.100 l Fassungsvermögen erhoben

a) 	 für den Austausch eines vorhandenen Abfallgefäßes für 
Restmüll, Biomüll und Altpapier gegen ein Gefäß ande-
rer Größe bzw. mit einem anderen Leerungsrhythmus,

b) 	 für die Aufstellung eines zusätzlichen Abfallgefäßes für 
Restmüll, Biomüll und Altpapier und

c) 	 für den Abzug eines Abfallgefäßes für Restmüll, Biomüll 
und Altpapier, wenn mindestens noch ein weiteres Abfall-
gefäß für Restmüll auf dem Grundstück verbleibt.

(5) Für den Austausch defekter Abfallgefäße wird keine Ge-
bühr erhoben.

(6) Abweichend von § 4 Abs. 1 dieser Satzung entsteht die 
Gebührenpflicht für die Gebühr mit der Entgegennahme des 
Antrages. 
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§ 4
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht

(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem Ersten des Monats, 
in dem die Abfallentsorgung in Benutzung genommen wurde. 
Sie endet mit dem Ablauf des Monats, in dem die Vorausset-
zungen für den Fortfall der Gebühren eingetreten sind.

(2) Tritt ein Wechsel in der Person des Grundstückseigen-
tümers ein, geht die Gebührenpflicht mit dem Beginn des 
auf den Eigentumswechsel folgenden Monats auf den neu-
en Eigentümer über. Der bisherige Eigentümer hat der Stadt 
binnen zwei Wochen schriftlich von dem Eigentumswechsel 
Mitteilung zu machen. Zu dieser Mitteilung ist auch der neue 
Eigentümer verpflichtet. Wenn der bisherige Eigentümer die 
rechtzeitige Mitteilung des Eigentumswechsels schuldhaft 
versäumt hat, so haftet er für die Benutzungsgebühren, die 
auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der 
Stadt entfallen, neben dem neuen Eigentümer.

§ 5
Festsetzung und Fälligkeit der Gebühren

(1) Die nach dieser Satzung zu entrichtende Gebühr wird 
von der Stadt durch Gebührenbescheid, der mit dem Be-
scheid über andere gemeindliche Gebühren verbunden sein 
kann, festgesetzt.

(2) Die Fälligkeit der Gebühren richtet sich nach den Vorschrif-
ten über die Entrichtung der Grundsteuer. Gibt der Gebüh-
renbescheid andere Fälligkeitstermine an, so gelten diese.

§ 6
Inkrafttreten

Diese Gebührensatzung tritt am 01.01.2023 in Kraft. Die Ge-
bührensatzung zur Satzung über die Abfallentsorgung in der 
Stadt Dülmen vom 17.12.2021 tritt gleichzeitig außer Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn,

a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b)	 diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

	
c)	 der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder

d)	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.

Dülmen, den 09.12.2022

Stadt Dülmen
Der Bürgermeister
gez. Hövekamp

204/22 - Stadt Dülmen

III. Änderungssatzung vom 09.12.2022 zur Satzung der 
Stadt Dülmen zur Umlage der Kosten der Gewässer-
gebührenunterhaltung gem. § 64 Landeswassergesetz 
Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) vom 13.12.2019

Aufgrund

-	 der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zu-
letzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 29.09.2020 
(GV. NRW. 2020, S. 916), in der jeweils geltenden Fas-
sung,

-	 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. 
NRW. 1969, S. 712), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 19.12.2019 (GV. NRW. 2019, S. 1029), in der je-
weils geltenden Fassung,

-	 der §§ 39 bis 42 des Wasserhaushaltsgesetzes des 
Bundes (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff., zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 09.06.2021 (BGBl. I 2021, 
S. 1699 ff.), in der jeweils geltenden Fassung,

-	 der §§ 62 bis 65 des Landeswassergesetzes NRW 
(LWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25.06.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert 
durch Gesetz zur Änderung des Landeswasserrechts 
vom 04.05.2021 (GV NRW 2021, S. 560 ff., ber. GV 
NRW 2021, S. 718) in der jeweils geltenden Fassung,

-	 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 
19.02.1987 (BGBl. I 1997, S. 602), zuletzt geändert 
durch Art. 9 a des Gesetzes vom 30.03.2021 (BGBl. I 
2021, S. 448), in der jeweils geltenden Fassung,

hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Dülmen in 
der Sitzung am 08.12.2022 folgende III. Änderungssatzung 
zur Satzung der Stadt Dülmen zur Umlage der Kosten der 
Gewässergebührenunterhaltung gem. § 64 Landeswasser-
gesetz Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) vom 13.12.2019 
beschlossen:

Artikel I

§ 5
Gebührensatz

(1)	Der Gebührensatz für Grundstücke, die im seitlichen 
Einzugsgebiet des Gewässers Unterer Heubach liegen 
und bei welchem der Wasser- und Bodenverband Un-
terer Heubach die Gewässerunterhaltung durchführt be-
trägt:

	 für befestigte Flächen von Grundstücken 
	 pro m²/Jahr:                      	 0,01575 €
	 für unbefestigte Flächen von Grundstücken 
	 pro m²/Jahr:              	    0,00021 €

(2)	Der Gebührensatz für Grundstücke, die im seitlichen 
Einzugsgebiet des Gewässers Unterer Kleuterbach lie-
gen und bei welchem der Wasser- und Bodenverband 
Unterer Kleuterbach die Gewässerunterhaltung durch-
führt, beträgt:

	 für befestigte Flächen von Grundstücken 
	 pro m²/Jahr:         	 0,03002 €
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	 für unbefestigte Flächen von Grundstücken 
	 pro m²/Jahr:                	 0,00022 €

(3)	Der Gebührensatz für Grundstücke, die im seitlichen 
Einzugsgebiet des Gewässers Oberer Kleuterbach lie-
gen und bei welchem der Wasser- und Bodenverband 
Oberer Kleuterbach die Gewässerunterhaltung durch-
führt, beträgt:

	 für befestigte Flächen von Grundstücken 
	 pro m²/Jahr:                      	 0,03292 €
	 für unbefestigte Flächen von Grundstücken 
	 pro m²/Jahr:                	 0,00019 €

(4)	Der Gebührensatz für Grundstücke, die im seitlichen 
Einzugsgebiet des Gewässers Sandbach liegen und bei 
welchem der Wasser- und Bodenverband Sandbach die 
Gewässerunterhaltung durchführt, beträgt:

	 für befestigte Flächen von Grundstücken 
	 pro m²/Jahr:                     	 0,01603 €
	 für unbefestigte Flächen von Grundstücken 
	 pro m²/Jahr:                	 0,00011 €

(5)	Der Gebührensatz für Grundstücke, die im seitlichen 
Einzugsgebiet des Gewässers Stever-Lüdinghausen lie-
gen und bei welchem der Wasser- und Bodenverband 
Stever-Lüdinghausen die Gewässerunterhaltung durch-
führt, beträgt:

	 für befestigte Flächen von Grundstücken 
	 pro m²/Jahr:                     	 0,04023 €
	 für unbefestigte Flächen von Grundstücken 
	 pro m²/Jahr:                	 0,00015 €

(6)	Der Gebührensatz für Grundstücke, die im seitlichen 
Einzugsgebiet des Gewässers Obere Berkel liegen und 
bei welchem der Wasser- und Bodenverband Obere Ber-
kel die Gewässerunterhaltung durchführt, beträgt:

	 für befestigte Flächen von Grundstücken 
	 pro m²/Jahr:                     	 0,04605 €
	 für unbefestigte Flächen von Grundstücken 
	 pro m²/Jahr:               	 0,00009 €

Artikel II

Diese III. Änderungssatzung tritt am 01.01.2023 in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung

Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn,

a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b)	 diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c)	 der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder

d)	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.

Dülmen, 9. Dezember 2022

Stadt Dülmen
Der Bürgermeister
gez. Hövekamp

205/22 - Stadt Dülmen

XIV. Änderungssatzung vom 09.12.2022 zur Satzung der 
Stadt Dülmen über die Straßenreinigung und die Erhe-
bung von Straßenreinigungsgebühren (Straßenreini-
gungs- und Gebührensatzung) vom 19.12.2008

Aufgrund von § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.7.1994 (GV NW S. 666) in der z.Zt. geltenden Fassung, 

der §§ 3 und 4 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher 
Straßen (StrReinG) vom 18.12.1975 (GV NRW S. 706) in 
der z.Zt. geltenden Fassung,

der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG NW) vom 21.10.1969 (GV 
NRW S. 712) in der z.Zt. geltenden Fassung,

hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Dülmen in 
der Sitzung am 08.12.2022 folgende XIV. Änderungssatzung 
zur Satzung der Stadt Dülmen über die Straßenreinigung 
und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren (Stra-
ßenreinigungs- und Gebührensatzung) vom 19.12.2008 be-
schlossen:

Artikel I

§ 6 Abs. 4 der Satzung wird wie folgt gefasst:

Bei einer einmaligen wöchentlichen Reinigung beträgt die 
Benutzungsgebühr jährlich je Frontmeter (Absätze 1 - 3), 
wenn das Grundstück erschlossen wird durch  

a) 	 eine Anliegerstraße, einen verkehrsberuhigten Be-
	 reich bzw. Fußgängerbereich (Typ S 1)		

	 = 2,22 €/Gebührenmeter 

b) 	 eine Haupterschließungsstraße (Typ S 2)		
	 = 1,78 €/Gebührenmeter 

c) 	 eine Hauptverkehrsstraße (Typ S 3)		
	 = 1,48 €/Gebührenmeter

Bei einer zweimaligen wöchentlichen Reinigung (Innenstadt 
und erweiterter Innenstadtbereich, besondere Reinigungs-
zone) beträgt die Benutzungsgebühr jährlich je Frontmeter 
(Absätze 1 - 3), wenn das Grundstück erschlossen wird 
durch  

d) 	 eine Anliegerstraße, einen verkehrsberuhigten Bereich 
bzw. Fußgängerbereich (Typ S 1a)	
	 = 15,45 €/Gebührenmeter 
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e) 	eine Haupterschließungsstraße (Typ S 2a)		
	 = 12,36 €/Gebührenmeter 

f) 	 eine Hauptverkehrsstraße (Typ S 3a)		
	 = 10,30 €/Gebührenmeter

Artikel II

Diese XIV. Änderungssatzung tritt am 01.01.2023 in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung

Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn,

a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) 	diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

	
c)	 der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder

d)	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.

Dülmen, den 09.12.2022

Stadt Dülmen
Der Bürgermeister
gez. Hövekamp

206/22 - Stadt Dülmen

XXI. Änderungssatzung vom 09.12.2022 zur Satzung 
über die Erhebung von Abwassergebühren und Ab-
wasserabgaben (Abwassergebührensatzung) der Stadt 
Dülmen vom 19.12.1997

Auf Grund der § 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 1994, S. 
666), in der jeweils geltenden Fassung, der §§ 1, 2, 4, 6, 
7 und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 
(GV. NRW. 1969, S. 712), in der jeweils geltenden Fassung, 
des § 54 des Landeswassergesetzes NRW in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NRW. 1995, S. 
926), in der jeweils geltenden Fassung, der §§ 2, 8 und 9 
des Gesetzes über Abgaben für das Einleiten von Abwasser 
in Gewässer (AbwAG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. Januar 2005, (BGBl. I S. 314), in der jeweils gel-
tenden Fassung und des Nordrhein-Westfälischen Ausfüh-
rungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz vom 08.07.2016 
(AbwAG NRW, GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), in der jeweils gel-
tenden Fassung, hat die Stadtverordnetenversammlung der 
Stadt Dülmen in der Sitzung am 08.12.2022 folgende XXI. 
Änderungssatzung beschlossen: 

Artikel I

Der § 3 Abs. 1 erhält folgende neue Fassung:

Die Benutzungsgebühr (einschließlich Abwasserabgabe) für 
Schmutz- und Niederschlagswasser beträgt jährlich:

a)	 bei einem Anschluss für Schmutzwasser 
	 je Kubikmeter 	 2,26 Euro

b) 	bei einem Anschluss für Niederschlagswasser 
	 je Quadratmeter 	 0,79 Euro

Artikel II

Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2023 in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf von 6 Monaten seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn,

a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b)	 diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c)	 der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder

d)	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.

Dülmen, den 09.12.2022

Stadt Dülmen
Der Bürgermeister
gez. Hövekamp

207/22 - Stadt Dülmen

VII. Änderungssatzung vom 09.12.2022 zur Satzung der 
Stadt Dülmen über die Entsorgung des Inhaltes von 
Grundstücksentwässerungsanlagen – Klärschlamment-
sorgungssatzung – vom 04. April 2014

Auf Grund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) i.d.F. der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV. NRW S. 666/SGV NRW 
2023), in der jeweils geltenden Fassung, der §§ 60, 61 des 
Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaus-
haltsgesetz - WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), in der 
jeweils geltenden Fassung, der §§ 43 ff., 46 des Wasserge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswasserge-
setz - LWG) vom 25.06.1995 (GV. NRW S. 926, SGV NRW 
77), in der jeweils geltenden Fassung, der Verordnung zur 
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Selbstüberwachung von Abwasseranlagen (SüwVO Abw) 
vom 17.10.2013 (GV. NRW 2013, S. 602), in der jeweils gel-
tenden Fassung, der §§ 2, 4, 6 und 7 des Kommunalabga-
bengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 
21.10.1969 (GV. NRW S. 712/SGV NRW 610), in der jeweils 
geltenden Fassung und des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten vom 19.02.1987 (BGBl. I 1987, S. 602), in der jeweils 
geltenden Fassung, hat die Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Dülmen in der Sitzung am 08.12.2022 folgende 
VII. Änderungssatzung beschlossen:

Artikel I

§ 12 Satz 1 erhält folgende Fassung:

Für die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen 
wird eine Grundgebühr von 115,10 Euro pro Abfuhr und eine 
Zusatzgebühr von 13,80 Euro je Kubikmeter abgefahrenen 
Grubeninhalt aus einer Kleinkläranlage und 6,00 € je Ku-
bikmeter abgefahrenen Grubeninhalt aus einer abflusslosen 
Grube erhoben.

Artikel II

Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2023 in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf von 6 Monaten seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn,

a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b)	 diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c)	 der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder

d)	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.

Dülmen, den 09.12.2022

Stadt Dülmen
Der Bürgermeister
gez. Hövekamp

208/22 - Sparkasse Westmünsterland

Aufgebot einer Sparurkunde der Sparkasse Westmünster-
land

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit 
der Nr. 337787295 geführten Spareinlage beantragt das 
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde. 

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND fordert den Inha-
ber der Urkunde auf, spätestens bis zum 15.03.2023 seine 
Rechte unter Vorlage der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend ge-
macht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus / Dülmen, den 15.12.2022 

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
gez. Der Vorstand


